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EINLADUNG ZUR AUSSERORDENTLICHEN GENERALVERSAMMLUNG 

AUGUST 2026 

 

Sehr geehrte Aktionärin, sehr geehrter Aktionär, 

Wir laden Sie hiermit zur ausserordentlichen Generalversammlung der Amagvik AG ein. 

Anlässlich der ordentlichen Generalversammlung vom 16. Juni 2026 hat die Amagvik AG einen Antrag der 

Erbengemeinschaft des im Januar 2026 verstorbenen Michael Oehme auf Einberufung einer 

ausserordentlichen Generalversammlung zwecks Dekotierung der Gesellschaft von der BX Swiss und 

entsprechender Anpassung der Statuten erhalten. Die Erbengemeinschaft hielt im Zeitpunkt des Antrags 

einen im Aktienbuch der Gesellschaft eingetragenen Anteil von 83.375% des Aktienkapitals und der Stimmen. 

Die Gesellschaft kommt dem Antrag des Mehrheitsaktionärs nach und lädt fristgerecht zur 

ausserordentlichen Generalversammlung ein. 

Datum Mittwoch, 19. August 2026, 10:00 Uhr (Türöffnung 09:45 Uhr) 

Ort Hotel Walhalla, Poststrasse 27, 9001 St. Gallen   

 

TRAKTANDEN UND ANTRÄGE DES VERWALTUNGSRATS 

1. Dekotierung der Namenaktien der Gesellschaft 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, (i) sämtliche Namenaktien der Amagvik AG mit einem Nennwert von 

je CHF 1.00 (AMAN / ISIN CH1307959705) von der BX Swiss AG zu dekotieren, und (ii) den Verwaltungsrat zu 

ermächtigen und zu beauftragen, das Dekotierungsgesuch bei der BX Swiss AG einzureichen, den Zeitpunkt 

der Dekotierung bzw. den letzten Handelstag in Abstimmung mit der BX Swiss AG festzulegen und alle mit 

dem Vollzug der Dekotierung zusammenhängenden Handlungen vorzunehmen. 

Erläuterung: Gemäss Art. 14 der Statuten ist für die Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft 

ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die 

absolute Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigt, erforderlich.  

 

An der ordentlichen Generalversammlung 2026 hat die Erbengemeinschaft von Michael Oehme sel. die vom 

Verwaltungsrat gestellten Anträge im Zusammenhang mit einer möglichen zukünftigen Neuausrichtung des 

Immobilienportfolios auf kommerzielle Liegenschaften und auf die erweiterte Region Deutschland, 

Österreich und Schweiz mittels Stimmkraft der von ihr kontrollierten Namenaktien von 83.375% aller 

ausstehenden Aktien abgelehnt. Zudem hat die Erbengemeinschaft dem Verwaltungsrat einen Antrag zur 

Dekotierung der Namenaktien der Gesellschaft von der Börse BX Swiss gestellt.  Der Verwaltungsrat erachtet 

aufgrund dieser strategischen Situation und der Tatsache, dass die Gesellschaft kurzfristig ihre Kapitalstruktur 

nicht substanziell verstärken kann, eine Weiterführung der Kotierung der Namenaktien an der BX Swiss als 

nicht mehr sinnvoll und empfiehlt den Aktionärinnen und Aktionären daher diesen Antrag anzunehmen.   
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2. Wahl eines neuen Mitglieds des Verwaltungsrats  

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung die Wahl von Winder Sanchez als Mitglied 

des Verwaltungsrats der Gesellschaft für eine Amtsdauer bis und mit dem Abschluss der nächsten 

ordentlichen Generalversammlung. 

Erläuterung: Gemäss Art. 15 Abs. 2 der Statuten besteht der Verwaltungsrat der Gesellschaft aus mindestens 

zwei Mitgliedern. Der aktuelle Verwaltungsrat umfasst zwei Mitglieder, Joelkis Rosario als Präsident und Hero 

M. Eden als Mitglied des Verwaltungsrats, die beide an der ordentlichen Generalversammlung 2026 

wiedergewählt wurden. Um längerfristig und jederzeit die Statutenkonformität und Handlungsfähigkeit der 

Gesellschaft sicherstellen zu können, beantragt der Verwaltungsrat Winder Sanchez zur Wahl als drittes 

Mitglied des Verwaltungsrats.   

 

Kurzporträt Winder Sanchez 

Winder Sanchez verfügt über mehr als 20 Jahre Berufserfahrung in den Bereichen Administration, 

Personalwesen und Unternehmensorganisation. Seit 2024 ist er Verwaltungsratsmitglied bei der M3 

Bauprojekt AG in St. Gallen. In dieser Funktion verantwortet er die Bereiche Marketing und Organisation. 

Zuvor war er von 2011 bis 2024 als Leiter Administration im Guest Service der Hirslanden Klinik am Rosenberg 

tätig. Davor arbeitete er von 2003 bis 2010 bei West S.A. in Santo Domingo als Lohnbuchhalter im Bereich 

Human Resources. Winder Sanchez absolvierte sein Studium an der Universidad Autónoma de Santo 

Domingo.   

 

 

 

3. Generelle Statutenrevision  

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, die Statuten der Gesellschaft gemäss dem mit der Einberufung 

zugänglich gemachten Entwurf generell zu revidieren. Dieser Beschluss steht unter der aufschiebenden 

Bedingung des Vollzugs der Dekotierung der Namenaktien von der BX Swiss AG (massgebend ist der von der 

BX Swiss AG festgelegte letzte Handelstag). Der Verwaltungsrat wird ermächtigt und angewiesen, den Eintritt 

der Bedingung festzustellen und die Statutenänderung anschliessend unverzüglich beim Handelsregisteramt 

des Kantons St. Gallen zur Eintragung anzumelden; die neuen Statuten treten am Tag nach dem letzten 

Handelstag in Kraft; bis dahin gelten die bisherigen Statuten unverändert weiter. 

Die Anpassungen der entsprechenden Wortlaute sind im angehängten Dokument «Statuten» kursiv und rot 

markiert, und stellen einen Vergleich zwischen den aktuellen Statuten und der beantragten neuen Version 

dar.  

Erläuterung: Falls die Generalversammlung der unter Traktandum 1 beantragten Dekotierung der 

Namenaktien der Gesellschaft zustimmt, wird der Verwaltungsrat im Nachgang zur Generalversammlung ein 

entsprechendes Dekotierungsgesuch an die BX Swiss stellen. Im Hinblick auf die Zeit nach erfolgter 

Dekotierung und für die Weiterführung der Gesellschaft als privat gehaltenes Unternehmen sind die 

umfangreichen Statuten, welche für die börsenkotierte Amagvik AG erstellt wurden, in dieser Form nicht mehr 

notwendig. Der Verwaltungsrat beantragt daher bereits dieser ausserordentlichen Generalversammlung die 

genannten umfassenden Statutenänderungen vorzunehmen. Diese treten jedoch erst nach erfolgter 

Dekotierung der Namenaktien in Kraft und werden erst dann im Handelsregister eingetragen. 
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TEILNAHME AN DER GENERALVERSAMMLUNG, ZUTRITTSKARTEN UND STIMMMATERIAL 

Die am 23. Juli 2026 um 17:00 Uhr im Aktienbuch als stimmberechtigt eingetragenen Aktionärinnen und 

Aktionäre erhalten zusammen mit der Einladung zur ordentlichen Generalversammlung die Zutrittskarte und 

das Stimmmaterial sowie das Weisungsformular für die ausserordentliche Generalversammlung vom 19. 

August 2026. Diese Unterlagen werden ab dem 28. Juli 2026 versandt.  

 

Stimmberechtigt sind die bis am 12. August 2026 um 17:00 Uhr mit Stimmrecht im Aktienbuch der 

Gesellschaft eingetragenen Aktionärinnen und Aktionäre. In der Zeit vom 12. August 2026, 17:00 Uhr, bis und 

mit 19. August 2026 werden keine Übertragungen von Aktien im Aktienbuch vorgenommen, die zur Ausübung 

des Stimmrechts an der ausserordentlichen Generalversammlung berechtigen. 

 

Aktionärinnen und Aktionäre, die ihre Aktien vor der ausserordentlichen Generalversammlung veräussern, 

sind für diese Aktien nicht mehr stimmberechtigt. Bei einem teilweisen Verkauf muss die zugestellte 

Zutrittskarte am Tag der Generalversammlung bei der Eingangskontrolle umgetauscht werden.  

 

VOLLMACHTEN 

 

Gemäss Art. 13 Abs. 2 der Statuten kann sich jede Aktionärin bzw. jeder Aktionär an der Generalversammlung 

mittels einer schriftlichen Vollmacht durch einen Bevollmächtigten, der nicht Aktionärin bzw. Aktionär zu sein 

braucht, vertreten lassen. Die Vollmachtserteilung ist mittels unterzeichneter Zutrittskarte und deren 

Übergabe an den Bevollmächtigten zu veranlassen. Der Bevollmächtigte hat die unterzeichnete Zutrittskarte 

an der Eingangskontrolle vorzuweisen. 

 

Aktionärinnen und Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, sich durch den unabhängigen 

Stimmrechtsvertreter, Advokatur 107, Rorschacher Strasse 107, CH-9000 St. Gallen, vertreten durch Herr 

Markus Schultz, Rechtsanwalt und Notar, an der ordentlichen Generalversammlung vertreten zu lassen. Die 

Vollmachtserteilung ist mittels unterzeichneter Zutrittskarte sowie ausgefülltem und unterzeichnetem 

Weisungsformular und postalischer Zustellung und Übergabe dieser beiden Dokumente an den 

unabhängigen Stimmrechtsvertreter bis spätestens am 17. August 2026, 17:00 Uhr (Eingang) zu veranlassen. 

Die Vollmachtserteilung und die Zustellung der unterzeichneten Zutrittskarte sowie des ausgefüllten und 

unterzeichneten Weisungsformulars an den unabhängigen Stimmrechtsvertreter können auch mittels 

elektronischer Zustellung von Scans via E-Mail an die Adresse schultz@advokatur107.ch bis spätestens 17. 

August 2026, 17:00 Uhr (Eingang) erfolgen.  

HINWEISE 

Sämtliche die ordentliche Generalversammlung betreffende Korrespondenz ist an die Amagvik AG, 

Vadianstrasse 24, CH-9000 St. Gallen, zu richten. 

 

Amagvik AG 

 

 

 

Joelkis Rosario 

Präsident des Verwaltungsrats 

St. Gallen, 23. Juli 2026  

 

mailto:schultz@advokatur107.ch


STATUTEN 

der 

Amagvik AG 

mit Sitz in St. Gallen 

I.   GRUNDLAGE 

Artikel 1   Firma und Sitz 

Unter der Firma 

Amagvik AG 

besteht mit Sitz in St. Gallen, Kanton St. Gallen auf unbestimmte Dauer eine Aktiengesellschaft gemäss 
Art. 620 ff. OR. 

Artikel 2   Zweck 

Die Gesellschaft bezweckt den Erwerb, Veräusserung, Entwicklung, Finanzierung, Verwaltung, Bau und 
Umbau sowie das Halten und die Bewirtschaftung von Immobilien aller Art in der Schweiz. 

Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften im In- und Ausland errichten 
und sich an anderen Unternehmen im In- und Ausland beteiligen sowie alle Geschäfte tätigen, die direkt 
oder indirekt mit ihrem Zweck in Zusammenhang stehen. Sie kann auch Finanzierungen für eigene oder 
fremde Rechnung vornehmen sowie Garantien und Bürgschaften für Tochtergesellschaften und Dritte 
eingehen. 

II.   KAPITAL 

Artikel 3   Aktienkapital und Aktien 

Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 4'000'000.00 und ist eingeteilt in 4'000'000 Namenaktien 
zu je CHF 1.00. 

Das Aktienkapital ist vollständig liberiert. 

Artikel 3a   Kapitalband 

Die Gesellschaft verfügt über ein Kapitalband mit einer unteren Grenze von CHF 4'000'000.00 und einer 
oberen Grenze von CHF 6'000'000.00.Die Gesellschaft verfügt über ein Kapitalband, wobei die obere 
Grenze des Kapitalbands CHF 6'000'000.00 und die untere Grenze CHF 2'000'000.00 beträgt. 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Aktienkapital bis zum 9. Mai 2028 innerhalb dieser Grenze 
jederzeit und in beliebigen Beträgen ein- oder mehrmals zu erhöhen. Eine Herabsetzung des 
Aktienkapitals durch den Verwaltungsrat ist ausgeschlossen.Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das 
Aktienkapital bis zum 9. Mai 2028 innerhalb der oberen Grenze sowie der unteren Grenze jederzeit und 
in beliebigen Beträgen ein oder mehrere Male zu erhöhen oder herabzusetzen. 

Eine Erhöhung des Aktienkapitals kann durch Ausgabe von bis zu 2'000'000 vollständig zu liberierenden 
Namenaktien mit einem Nennwert von je CHF 1.00 erfolgen. Bei einer Erhöhung des Aktienkapitals im 
Rahmen des Kapitalbands legt der Verwaltungsrat, soweit erforderlich, den Zeitpunkt der Ausgabe der 
neuen Aktien, die Anzahl Aktien, deren Ausgabebetrag, die Art der Einlagen (einschliesslich 
Barliberierung, Sacheinlage, Verrechnung und Umwandlung von Reserven oder eines Gewinnvortrags in 
Aktienkapital), die Bedingungen der Bezugsrechtsausübung und den Beginn der 
Dividendenberechtigung fest. Dabei kann der Verwaltungsrat neue Aktien mittels Festübernahme durch 
eine Bank, ein Bankenkonsortium oder einen anderen Dritten und anschliessenden Angebots an die 
bisherigen Aktionäre oder an Dritte (sofern die Bezugsrechte der bisherigen Aktionäre aufgehoben sind 
oder nicht gültig ausgeübt werden) ausgeben. 

Eine Herabsetzung kann durch Vernichtung von bis zu 2'000'000 Namenaktien im Nennwert von je CHF 
1.00, durch Herabsetzung des Nennwerts im Betrag von bis zu CHF 0.50 pro Namenaktie, oder durch 
eine Kombination von beidem, solange die untere Grenze des Kapitalbands nicht unterschritten wird, 
erfolgen. 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre zu beschränken oder zu entziehen 
und es einzelnen Aktionären, Dritten, der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften 
zuzuweisen im Fall der Verwendung der Aktien: 

1. für den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder Liegenschaften oder zur 
Finanzierung oder Refinanzierung solcher Transaktionen; oder 

2. für die Beschaffung von Eigenkapital auf eine schnelle und flexible Weise, welche ohne den 
Ausschluss der Bezugsrechte der bisherigen Aktionäre nicht oder nur schwer oder zu wesentlich 
schlechteren Bedingungen möglich wäre; oder 

3. zum Zweck der Erweiterung des Aktionärskreises der Gesellschaft in bestimmten Finanz- oder 
Investorenmärkten, zur Beteiligung von strategischen Partnern einschliesslich Finanzinvestoren oder 
im Zusammenhang mit der Kotierung von neuen Aktien an inländischen oder ausländischen Börsen. 

Der Verwaltungsrat kann nicht ausgeübte Bezugsrechte verfallen lassen oder diese bzw. die Aktien, für 
welche eingeräumte Bezugsrechte nicht ausgeübt wurden, zu Marktkonditionen platzieren oder 
anderweitig im Interesse der Gesellschaft verwenden. 

Bei einer Herabsetzung des Aktienkapitals im Rahmen des Kapitalbands legt der Verwaltungsrat, soweit 
erforderlich, die Verwendung des Herabsetzungsbetrags fest. 
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Erhöht sich das Aktienkapital aufgrund einer Erhöhung aus bedingtem Aktienkapital nach Artikel 3b 
dieser Statuten, so erhöhen sich die obere und die untere Grenze des Kapitalbands entsprechend dem 
Umfang der Erhöhung des Aktienkapitals.Erhöht sich das Aktienkapital aufgrund einer Erhöhung aus 
bedingtem Aktienkapital nach Artikel 3b   dieser Statuten, so erhöhen sich die obere Grenze und die 
untere Grenze des Kapitalbands entsprechend dem Umfang der Erhöhung des Aktienkapitals. 

Im Fall einer Ausgabe von Aktien unterliegen Zeichnung und Erwerb sowie jede nachfolgende 
Übertragung der Aktien den Übertragungsbeschränkungen gemäss Artikel 5 und 6 der Statuten. 

Artikel 3b   Bedingtes Kapital 

Das Aktienkapital der Gesellschaft kann sich durch Ausübung von Wandel- und/oder Optionsrechten, die 
im Zusammenhang mit der Emission von neuen oder bereits ausgegebenen Wandelanleihen, 
Obligationen mit Optionsrechten oder sonstigen Finanzmarktinstrumenten sowie im Zusammenhang mit 
Arbeitnehmerbeteiligungen — unter Vorbehalt des Artikel 21b — Grundsätze der Vergütung für 
Verwaltungsrat und Geschäftsleitung — durch die Gesellschaft oder eine ihrer Tochtergesellschaften 
gewährt wurden, um maximal CHF 2'000'000.00 durch Ausgabe von höchstens 2'000'000 voll zu 
liberierenden Namenaktien mit einem Nennwert von je CHF 1.00 erhöhen. 

Die auf diesen Artikel 3b gestützte Erklärung über den Erwerb der Aktien hat schriftlich zu erfolgen und 
auf diesen Artikel 3b Bezug zu nehmen. Ein Verzicht auf das Recht zum Erwerb von Aktien aufgrund 
dieses Artikels 3b kann auch formlos oder durch Zeitablauf erfolgen; dies gilt auch für den Verzicht auf 
die Ausübung und den Verfall dieses Rechts. 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die berechtigten Arbeitnehmer zu bezeichnen und die Bedingungen 
für die Optionsberechtigung und die Optionsausübung in einem entsprechenden Reglement 
festzusetzen. In einem solchen Reglement kann insbesondere der Zeitpunkt der Zuteilung, die 
Bewertung, die anwendbaren Halte-, Vesting- oder Ausübungsfristen (einschliesslich deren 
Beschleunigung, Verkürzung oder Aufhebung im Fall von vordefinierten Ereignissen), die maximal zu 
gewährende Anzahl Eigenkapitalinstrumente, Wandel- oder Optionsrechten oder anderen Rechten auf 
Eigenkapitalinstrumente, ein allfälliger Rückforderungsmechanismus sowie ein allfälliger Abschlag bei 
der Zuteilung geregelt werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Der Erwerb der Namenaktien durch die Ausübung 
von Options- oder Wandelrechten und die weitere Übertragung der Namenaktien unterliegen den 
Übertragungsbeschränkungen gemäss Artikel 5 und 6 der Statuten. 

Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre kann durch Beschluss des Verwaltungsrats eingeschränkt 
oder ausgeschlossen werden zur: 

1.aus wichtigen Gründen im Sinne von Art. 653c Abs. 3 Ziff. 1 OR, insbesondere bei Finanzierung oder 
Refinanzierung des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder von neuen 
Investitionsvorhaben der Gesellschaft; oder. 

2. Emission der Options- und Wandelanleihen auf internationalen Kapitalmärkten. 

Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen ist, 

1. sind die Anleihensobligationen zu Marktbedingungen im Publikum zu platzieren; 

2. ist die Ausübungsfrist der Optionsrechte auf höchstens fünf Jahre und jene der Wandelrechte auf 
höchstens zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Anleihensemission anzusetzen; und 

3. ist der Ausübungspreis für die neuen Aktien mindestens entsprechend dem Marktpreis im Zeitpunkt 
der Anleihensemission festzulegen. 

Die Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts oder des Vorwegzeichnungsrechts darf 
niemanden in unsachlicher Weise begünstigen oder benachteiligen. 

Artikel 4   Form der Aktien 

Die Namenaktien der Gesellschaft werden, vorbehaltlich Absatz 2, als Wertrechte (im Sinne des 
Obligationenrechts) und Bucheffekten (im Sinne des Bucheffektengesetzes) ausgestaltet. 
Nichtverurkundete Namenaktien können nur nach den Vorschriften des Bucheffektengesetzes 
übertragen werden. Die Bestellung von Sicherheiten an den Bucheffekten richtet sich ausschliesslich 
nach den Vorschriften des Bucheffektengesetzes. Eine Zession von Bucheffekten ist 
ausgeschlossen. 

Der Aktionär hat keinen Anspruch auf Druck und Auslieferung von Urkunden. Ein Aktionär kann jedoch, 
nachdem er im Aktienbuch eingetragen wurde, von der Gesellschaft jederzeit die Ausstellung einer 
Bescheinigung über die in seinem Eigentum stehenden Aktien verlangen. Die Gesellschaft kann 
demgegenüber jederzeit Urkunden (Einzelurkunden, Aktienzertifikate oder Globalurkunden) für 
Namenaktien drucken und ausliefern. Die Urkunden können die faksimilierte Unterschrift des 
Verwaltungsratspräsidenten tragen. Die Gesellschaft kann sodann als Bucheffekten ausgestaltete 
Namenaktien aus dem entsprechenden Verwahrungssystem zurückziehen. Mit der Zustimmung des 
Aktionärs kann die Gesellschaft ausgegebene Aktienzertifikate, die bei ihr eingeliefert werden, ersatzlos 
annullieren. 

Die Übertragungsbeschränkungen gemäss Artikel 5 und 6 gelten unabhängig von der Ausgestaltung und 
der Art der buchmässigen Führung der ausgegebenen Namenaktien sowie der auf die Übertragung 
anwendbaren Bestimmungen. 

Anstelle von einzelnen Aktien kann die Gesellschaft Zertifikate über mehrere Aktien ausstellen. 
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Artikel 5   Aktienbuch 

Für die Namenaktien wird ein Aktienbuch geführt. Darin werden die Eigentümer und Nutzniesser mit 
Namen und Vornamen oder Namen der Rechtseinheit, Wohnort, Adresse und Staatsangehörigkeit oder 
bei juristischen Personen mit Sitz eingetragen. 

Im Falle eines Wechsels des Wohnorts oder des Sitzes ist dies der Gesellschaft schriftlich mitzuteilen, 
ansonsten im Verhältnis zur Gesellschaft weiterhin der bisherige Wohnort oder Sitz massgebend ist. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft wird als Aktionär oder als Nutzniesser nur anerkannt, wer im Aktienbuch 
eingetragen ist. Die Gesellschaft anerkennt pro Aktie nur einen Berechtigten. 

Erwerber von Namenaktien werden auf Gesuch als Aktionäre mit Stimmrecht im Aktienbuch eingetragen, 
falls sie ausdrücklich erklären, dass sie diese Namenaktien im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
erworben haben, dass keine Vereinbarung über die Rücknahme oder die Rückgabe entsprechender 
Aktien besteht und dass sie das mit den Aktien verbundene wirtschaftliche Risiko tragen. 

Personen, die im Gesuch um Eintragung nicht ausdrücklich die Erklärungen gemäss Absatz 4 dieses 
Artikels abgeben (nachstehend: Nominees), werden ohne Weiteres bis maximal 3 % des jeweils 
ausstehenden Aktienkapitals als Aktionäre mit Stimmrecht im Aktienregister eingetragen. Über diese 
Limite hinaus werden Namenaktien von Nominees nur dann mit Stimmrecht eingetragen, wenn sich der 
betreffende Nominee schriftlich bereit erklärt, gegebenenfalls die Namen, Adressen und Aktienbestände 
derjenigen 

Personen offenzulegen, für deren Rechnung er 1 % oder mehr des jeweils ausstehenden Aktienkapitals 
hält. Die Limite von 3 % gilt sinngemäss für Nominees, die untereinander kapital- oder stimmenmässig, 
durch einheitliche Leitung oder auf andere Weise verbunden sind. Die Begrenzung auf 3 % gilt auch für 
die Zeichnung oder den Erwerb von Aktien mittels Ausübung von Bezugs-, Options- oder 
Wandelrechten. 

Artikel 685d   Abs. 3 OR bleibt in jedem Fall vorbehalten. 

Der Verwaltungsrat kann nach Anhörung des Betroffenen Eintragungen im Aktienbuch mit Rückwirkung 
auf das Datum der Eintragung streichen, wenn diese durch falsche Angaben des Erwerbers zustande 
gekommen sind. Dieser muss über die Streichung sofort informiert werden. 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, ausländische Erwerber von Namenaktien als Aktionäre mit 
Stimmrecht abzulehnen, soweit und solange deren Anerkennung die Gesellschaft daran hindern könnte, 
durch Bundesgesetze geforderte Nachweise über die Zusammensetzung des Kreises der Aktionäre zu 
erbringen. Der Verwaltungsrat ist zur Ablehnung der Eintragung von Namenaktien in das Aktienbuch 
insbesondere dann berechtigt, sofern Erwerber von Namenaktien als Personen im Ausland im Sinne des 
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG) zu betrachten 
sind. 

Artikel 6   Übertragung der Aktien 

Die Übertragung der Namenaktien oder die Begründung einer Nutzniessung an den Namenaktien bedarf 
der Genehmigung durch den Verwaltungsrat. Der Verwaltungsrat kann das Gesuch um Zustimmung 
ablehnen, wenn die Voraussetzungen zur Eintragung ins Aktienbuch gemäss Artikel 5 nicht erfüllt sind. 

1. wenn die Voraussetzungen zur Eintragung ins Aktienbuch gemäss des Artikels 5 nicht erfüllt sind; 

2. solange die Anerkennung eines Erwerbers die Gesellschaft gemäss den ihr zur Verfügung 
stehenden Informationen daran hindern könnte, den durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland vom 

16. Dezember 1983 geforderten Nachweis schweizerischer Beherrschung zu erbringen, namentlich 
indem eine bewilligungspflichtige Person allein oder als Teil einer Gruppe durch die Eintragung den 
Schwellenwert von mehr als 3 % der Gesamtzahl der im Handelsregister eingetragenen Aktien 
überschreitet oder die Gesamtzahl der von bewilligungspflichtigen Personen gehaltenen Aktien durch 
die Eintragung der erworbenen Aktien einen Drittel des im Zeitpunkt des Gesuchs ausstehenden 
Aktienkapitals überschreitet. 

 

Artikel 7   Opting Out 

Inhaber oder Erwerber von Aktien, die — sei dies direkt, indirekt oder in gemeinsamer Absprache mit 
Dritten — über mehr als 33 1/3 % der Stimmrechte verfügen oder erwerben, sind nach einer Kotierung 
der Aktien der Gesellschaft nicht zu einem öffentlichen Kaufangebot gemäss Art. 135 und 163 des 
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 19. Juni 2015 verpflichtet. 

Personen, die selbst oder in Absprache mit Dritten Aktien der Gesellschaft erwerben oder veräussern 
und dadurch einen der Grenzwerte von 3, 5, 10, 15, 20, 25, 33 1/3, 50 oder 66 2/3 Prozent der 
Stimmrechte, ob ausübbar oder nicht, erreichen, unter- oder überschreiten, müssen dies der 
Gesellschaft und den Börsen, an denen die Beteiligungspapiere kotiert sind, melden, insbesondere in 
Übereinstimmung mit Art. 1 20 FinfraG. 

Aufgehoben. 

III.   Organisation der Gesellschaft 

A.   Generalversammlung 

Artikel 8   Befugnisse 

Oberstes Organ der Gesellschaft ist die Generalversammlung der Aktionäre. Ihr stehen folgende 
unübertragbaren Befugnisse zu: 
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1. die Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. die Wahl und Abberufung des Präsidenten sowie der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates; 

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vergütungsausschusses; 

4. Wahl und Abberufung des unabhängigen Stimmrechtsvertreters; 

53. Wahl und Abberufung der Revisionsstelle; 

64. die Genehmigung des Lageberichtes und der Konzernrechnung sowie des Vergütungsberichtes; 

75. die Genehmigung der Jahresrechnung sowie die Beschlussfassung über die Verwendung des 
Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzung der Dividende, einer Zwischendividende und der 
Tantieme; 

8. die Genehmigung des Gesamtbetrages der Vergütungen an den Verwaltungsrat sowie an die 
Geschäftsleitung; 

96. die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung; 

10. die Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 

11.  

7. die Beschlussfassung über die Gegenstände, die der Generalversammlung durch das Gesetz oder 
die Statuten vorbehalten sind. 

Artikel 9   Einberufung und Traktandierung 

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des 
Geschäftsjahres statt, ausserordentliche Generalversammlungen werden je nach Bedürfnis einberufen. 

Die Einberufung zu einer Generalversammlung erfolgt spätestens 20 Tage vor dem Versammlungstag in 
der nach Artikel 2725 dieser Statuten vorgesehenen Form. Die Einberufung erfolgt durch den 
Verwaltungsrat, nötigenfalls durch die Revisionsstelle. Das Einberufungsrecht steht auch den 
Liquidatoren und den Vertretern der Anleihensgläubiger zu. 

Die Einberufung einer Generalversammlung kann auch von einem oder mehreren Aktionären, die 
zusammen über mindestens 510 % des Aktienkapitals oder der Stimmen verfügen, unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände und der Anträge, und bei Wahlen der Namen der vorgeschlagenen 
Kandidaten, verlangt werden. Das Begehren muss schriftlich an den Verwaltungsrat gestellt werden. 

Verfügen Aktionäre alleine oder zusammen über mindestens 0.5 % des Aktienkapitals oder der 
Stimmen, können sie unter den gleichen Voraussetzungen die Traktandierung eines 
Verhandlungsgegenstandes oder die Aufnahme eines Antrags zu einem Verhandlungsgegenstand in die 
Einberufung verlangen. Das Gesuch muss mindestens vierzig Tage vor der Generalversammlung 
schriftlich unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes und des Antrags oder der Anträge verlangt 
werden. 

In der Einberufung sind die Verhandlungsgegenstände sowie die Anträge des Verwaltungsrates und der 
Aktionäre bekanntzugeben, welche die Durchführung einer Generalversammlung oder die 
Traktandierung eines Verhandlungsgegenstandes respektive die Aufnahme eines Antrags zu einem 
Verhandlungsgegenstand verlangt haben. 

Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung sind der Geschäftsbericht, bestehend 
aus Jahresrechnung, Konzernrechnung, und Lagebericht und Vergütungsbericht, und die 
Revisionsberichte den Aktionären zugänglich zu machen. Sofern die Unterlagen nicht elektronisch 
zugänglich sind, kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm diese rechtzeitig zugestellt werden. 

Über Gegenstände, die nicht in dieser Weise angekündigt worden sind, können unter dem Vorbehalt der 
Bestimmungen über die Universalversammlung keine Beschlüsse gefasst werden, äusserausser über 
Anträge auf Einberufung einer ausserordentlichen Generalversammlung, auf Durchführung einer 
Sonderuntersuchung und auf Wahl einer Revisionsstelle. 

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände und zu Verhandlungen ohne 
Beschlussfassung bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Artikel 10   - Universalversammlung 

Die Eigentümer oder Vertreter sämtlicher Aktien können, falls kein Widerspruch erhoben wird, eine 
Generalversammlung ohne Einhaltung der für die Einberufung vorgeschriebenen Formvorschriften 
abhalten. 

In dieser Versammlung kann über alle in den Geschäftskreis der Generalversammlung fallenden 
Gegenstände gültig verhandelt und Beschluss gefasst werden, solange die Eigentümer oder Vertreter 
sämtlicher Aktien anwesend sind. 

Artikel 11   — Tagungsort 

Der Verwaltungsrat bestimmt den Tagungsort der Generalversammlung. 

Der Verwaltungsrat kann bestimmen, dass die Generalversammlung an verschiedenen Orten gleichzeitig 
durchgeführt wird. Die Voten der Teilnehmer werden in diesem Fall unmittelbar in Bild und Ton an 
sämtliche Tagungsorte übertragen. 

Der Verwaltungsrat kann vorsehen, dass Aktionäre, die nicht am Ort bzw. an den Orten der 
Generalversammlung physisch anwesend sind, ihre Rechte auf elektronischem Weg ausüben können 
(«hybride Generalversammlung»). 

Alternativ kann die Generalversammlung mit elektronischen Mitteln ohne Tagungsort («virtuelle 
Generalversammlung») durchgeführt werden. Der Verwaltungsrat bezeichnet in diesen Fällen in der 
Einberufung einen unabhängigen Stimmrechtsvertreter. 
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Artikel 1   2 — 12   Vorsitz und Protokoll 

Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsident des Verwaltungsrates, in dessen 
Verhinderungsfälle der Vize-Präsident. Hat der Verwaltungsrat keinen Vize- präsidenten ernannt, so 
übernimmt den Vorsitz ein anderes vom Verwaltungsrat bestimmtes Mitglied desselbendes 
Verwaltungsrats oder dessen Präsident. Ist kein Mitglied des Verwaltungsrates anwesend, wählt die 
Generalversammlung einen Tagesvorsitzenden. 

Der Vorsitzende bezeichnet den Protokollführer und die Stimmenzähler, die nicht Aktionäre zu sein 
brauchen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Im Nachgang zur Generalversammlung sind die Beschlüsse und Wahlergebnisse unter Angabe der 
genauen Stimmenverhältnisse innerhalb von 15 Tagen auf elektronischem Weg zugänglich zu machen; 
jeder Aktionär kann verlangen, dass ihm das Protokoll innerhalb von 30 Tagen nach der 
Generalversammlung zugänglich gemacht wird. 

Artikel 1   3 — 13  Stimmrecht und Vertretung 

Jede Aktie verfügt, unabhängig von ihrem Nennwert, über eine Stimme. 

Jeder Aktionär kann seine Aktien in der Generalversammlung selbst vertreten oder durch einen Dritten 
vertreten lassen, der nicht Aktionär zu sein braucht. Der Vertreter hat sich durch schriftliche Vollmacht 
auszuweisen. 

Jeder Aktionär kann seine Aktien in der Generalversammlung vom unabhängigen Stimmrechtsvertreter 
vertreten lassen. Der Verwaltungsrat bestimmt die Einzelheiten über die Anforderungen an Vollmachten 
und Weisungen in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen und gibt dies in der Einladung 
zur Generalversammlung bekannt. 

Artikel 13a   — Unabhängiger Stimmrechtsvertreter 

Die Generalversammlung wählt jährlich den unabhängigen Stimmrechtsvertreter. Seine Amtsdauer 
endet mit dem Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung. Vorbehalten bleibt vorheriger 
Rücktritt. Die Generalversammlung kann den unabhängigen Stimmrechtsvertreter auf das Ende der 
Generalversammlung abberufen. Wiederwahl ist möglich. 

Wählbar sind natürliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften, deren Unabhängigkeit 
weder tatsächlich noch dem Anschein nach beeinträchtigt sein darf. Artikel 728   Absätze 2 bis 6 OR sind 
sinngemäss anwendbar. 

Der unabhängige Stimmrechtsvertreter kann sich an der Generalversammlung vertreten lassen. Er bleibt 
jedoch für die Erfüllung seiner Pflichten vollumfänglich verantwortlich. 

Ist das Amt des unabhängigen Stimmrechtsvertreters vakant, so ernennt der Verwaltungsrat für die 
nächste Generalversammlung einen neuen unabhängigen Stimmrechtsvertreter. 

Der unabhängige Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, die von ihm vertretenen Stimmrechte 
weisungsgemäss auszuüben. Hat er keine Weisungen erhalten, so enthält er sich der Stimme. 

 

Artikel 14   — Beschlussfassung 

Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen, soweit das Gesetz oder die 
Statuten es nicht anders bestimmen, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen, wobei 
Enthaltungen, leer eingelegte Stimmen oder ungültige Stimmen als nicht abgegebene Stimmen gelten. 
Sollte ein zweiter Wahlgang notwendig sein, entscheidet das relative Mehr. Dem Vorsitzenden steht der 
Stichentscheid zu. 

Ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die 
absolute Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigt, ist erforderlich für: 

1. die Änderung des Gesellschaftszwecks;  
2. die Zusammenlegung von Aktien, soweit dafür nicht die Zustimmung aller betroffenen Aktionärinnen 
und Aktionäre notwendig ist;  
 3. die Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage oder durch Verrechnung mit einer 
Forderung und die Gewährung von besonderen Vorteilen;  
 4. die Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts;  
 5. die Einführung eines bedingten Kapitals oder die Einführung eines Kapitalbands;  
 6. die Umwandlung von Partizipationsscheinen in Aktien;  
 7. die Beschränkung der Übertragbarkeit von Namenaktien und die Aufhebung einer solchen 
Beschränkung;  
 8. die Einführung von Stimmrechtsaktien;  
 9. den Wechsel der Währung des Aktienkapitals;  
10. die Einführung des Stichentscheids des Vorsitzenden in der Generalversammlung;  
11. eine Statutenbestimmung zur Durchführung der Generalversammlung im Ausland;  
12. die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; 

 

10. die Einführung des Stichentscheids des Vorsitzenden in der Generalversammlung; 1 1 . eine 
Statutenbestimmung zur Durchführung der Generalversammlung im Ausland; 

12. die Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 

13. die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; 

14.13. die Einführung einer statutarischen Schiedsklausel; 

1514. die Auflösung der Gesellschaft. 
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Statutenbestimmungen, die für die Fassung bestimmter Beschlüsse grössere Mehrheiten als die vom 
Gesetz vorgeschriebenen festlegen, können nur mit dem erhöhten Mehr eingeführt, geändert oder 
aufgehoben werden. 

B.   Verwaltungsrat und Verwaltungsratspräsident 

Artikel 1   5 —15 Wahl und Zusammensetzung 

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft besteht aus mindestens einem Mitglied und wird mit einer 
Amtsdauer von drei Jahren von der Generalversammlung gewählt. 

 
Die Generalversammlung wählt jährlich je einzeln: 

die Mitglieder des Verwaltungsrates; 

den Präsidenten des Verwaltungsrates; 

die Mitglieder des Vergütungsausschusses.  

 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates endet mit dem Abschluss der nächstendritten 
ordentlichen Generalversammlung nach der Wahl. Vorbehalten bleiben vorheriger Rücktritt und die 
Abberufung. Neugewählte treten in die Amtsdauer derjenigen Mitglieder ein, die sie ersetzen. 
Wiederwahl ist möglich. 

Mit Ausnahme der Wahl des Präsidenten durch die Generalversammlung konstituiert sich der 
Verwaltungsrat selbst. Er kann aus seiner Mitte einen Vize-Präsidenten ernennen, der bei einer Vakanz 
des Amtes des Präsidenten das Präsidium für die verbleibende Amtsdauer übernimmt. Hat der 
Verwaltungsrat keinen Vize-Präsidenten ernannt, so ernennt der Verwaltungsrat bei einer Vakanz des 
Amtes des Präsidenten einen neuen Präsidenten aus seiner Mitte für die verbleibende Amtsdauer.Der 
Verwaltungsrat konstituiert sich selbst. Der Verwaltungsrat kann einen Sekretär bezeichnen, der dem 
Verwaltungsrat nicht angehören muss. 

Artikel 16   — Sitzungen, Einberufung, Beschlussfassung und Protokoll 

Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung des Präsidenten zusammen. Jedes Mitglied des Verwaltungsrates 
kann unter Angabe der Gründe vom Präsidenten die unverzügliche Einberufung einer Sitzung verlangen. 

Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung und Geschäftsordnung werden im Organisationsreglement 
geregelt. Fehlt ein solches, gilt, dass zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend zu sein hat. 

Bei Verhandlungen des Verwaltungsrates über zu beurkundende Beschlüsse und Feststellungen im 
Zusammenhang mit einer Kapitalerhöhung reicht die Anwesenheit eines Mitglieds des Verwaltungsrates 
aus, welcher dann die notwendigen Beschlüsse und Feststellungen alleine fassen kann. 

Die Beschlüsse fällt der Verwaltungsrat mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit hat der Vorsitzende den Stichentscheid. Den Vorsitz führt der Präsident des 
Verwaltungsrates, in dessen Verhinderungsfälle der Vize-Präsident. Hat der Verwaltungsrat keinen Vize-
Präsidenten ernannt, so übernimmt den Vorsitz ein anderes vom Verwaltungsrat bestimmtes Mitglied 
desselben. 

Beschlüsse können auch auf dem Wege der schriftlichen Zustimmung oder in elektronischer Form 
gefasst werden, sofern nicht ein Mitglied die mündliche Beratung verlangt. 

In jedem Fall wird die Teilnahme mittels interaktiver Ton- oder Ton- und Bildübertragung ermöglicht, 
sofern die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrates dies verlangt und die Teilnehmenden eindeutig 
identifiziert werden können. 

Über die Verhandlungen und Beschlüsse ist ein Protokoll zu führen, das vom Vorsitzenden und vom 
Sekretär unterzeichnet wird. Schriftlich oder in elektronischer Form gefasste Beschlüsse sind in das 
Protokoll aufzunehmen. 

Artikel 1   7 —17   Recht auf Auskunft und Einsicht 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates kann Auskunft über alle Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen. Alle Mitglieder des Verwaltungsrates sowie die mit der Geschäftsführung betrauten Personen 
sind in den Sitzungen zur Auskunft verpflichtet. 

Ausserhalb der Sitzungen kann jedes Mitglied von den mit der Geschäftsführung betrauten Personen 
Auskunft über den Geschäftsgang und, mit Ermächtigung des Präsidenten, auch über einzelne 
Geschäfte verlangen. 

Jedes Mitglied kann dem Präsidenten beantragen, dass ihm Bücher und Akten vorgelegt werden, soweit 
es für die Erfüllung einer Aufgabe erforderlich ist. 

Weist der Präsident ein Gesuch auf Auskunft, Anhörung oder Einsicht ab, so entscheidet der 
Gesamtverwaltungsrat. 

Regelungen oder Beschlüsse des Verwaltungsrates, die das Recht auf Auskunft und Einsichtnahme der 
Verwaltungsräte erweitern, bleiben vorbehalten. 

Artikel 18   — Aufgaben 

Der Verwaltungsrat kann in allen Angelegenheiten Beschluss fassen, die nicht nach Gesetz oder 
Statuten der Generalversammlung zugeteilt sind. Er führt die Geschäfte der Gesellschaft, soweit er die 
Geschäftsführung nicht übertragen hat. 

Der Verwaltungsrat hat die folgenden unübertragbaren und unentziehbaren Aufgaben: 
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1. die Oberleitung der Gesellschaft und die Erteilung der nötigen Weisungen; 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung und der Vertretung betrauten Personen 
und Regelung der Zeichnungsberechtigung; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, namentlich im Hinblick auf 
die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichts, einschliesslich des Vergütungsberichts sowie die Vorbereitung 
der Generalversammlung und die Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. Beschlussfassung über die Veränderung des Aktienkapitals, soweit dies in der Kompetenz des 
Verwaltungsrats liegt, die Feststellung von Kapitalveränderungen, die Erstellung des 
Kapitalerhöhungsberichts und die Vornahme der entsprechenden Statutenänderungen 
(einschliesslich Löschungen); 

8. unübertragbare und unentziehbare Aufgaben und Befugnisse des Verwaltungsrats gemäss 
Fusionsgesetz; 

9. die Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung und die Benachrichtigung des Gerichts im 
Falle der Überschuldung; 

10. Alle weiteren durch Gesetz oder Statuten vorgesehenen unübertragbaren und unentziehbaren 
Aufgaben des Verwaltungsrats. 

Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die Ausführung seiner Beschlüsse oder die Überwachung 
von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuweisen. Er hat für eine angemessene 
Berichterstattung an seine Mitglieder zu sorgen. 

Artikel 1   9 —19  Übertragung der Geschäftsführung und der Vertretung 

Der Verwaltungsrat kann die Geschäftsführung nach Massgabe eines 
OrganisationsreglementesOrganisationsreglements ganz oder zum Teil an einzelnen 
MitgliedernMitglieder oder an DrittenDritte übertragen (Geschäftsleitung). 

Das Organisationsreglement ordnet die Geschäftsführung, bestimmt die hierfür erforderlichen Stellen, 
umschreibt deren Aufgaben und regelt insbesondere die Berichterstattung. 

Soweit die Geschäftsführung nicht übertragen worden ist, steht sie allen Mitgliedern des 
Verwaltungsrates gesamthaft zu. 

Der Verwaltungsrat kann die Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern (Delegierte) deroder Dritten 
(Direktoren) übertragen. Mindestens ein Mitglied des Verwaltungsrates muss zur Vertretung befugt sein. 

Die Gesellschaft muss durch eine Person vertreten werden können, die Wohnsitz in der Schweiz hat. 

C.   VergütungsausschussRevisionsstelle 

Artikel 20   — Wahl und ZusammensetzungRevision 

aus der Mitte des Verwaltungsrates jährlich je einzeln die Mitglieder des Vergütungsausschusses. 

Der Vergütungsausschuss besteht aus mindestens einem Mitglied, nicht jedoch aus allen Mitgliedern 
des Verwaltungsrates. Der Vergütungsausschuss konstituiert sich selbst. 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Vergütungsausschusses endet mit dem Abschluss der nächsten 
ordentlichen Generalversammlung. Vorbehalten bleiben vorheriger Rücktritt und die Abberufung. 
Neugewählte treten in die Amtsdauer derjenigen Mitglieder ein, die sie ersetzen. Ist der 
Vergütungsausschuss nicht vollständig besetzt, so kann der Verwaltungsrat für die verbleibende 
Amtsdauer die fehlenden Mitglieder ernennen. Wiederwahl ist möglich. 

Artikel 20a   — Aufgaben 

Der Vergütungsausschuss hat vorbereitende Funktion und unterstützt den Verwaltungsrat bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben im Bereich der Vergütungen, namentlich bei der Erstellung des 
Vergütungsberichts und der Vorbereitung der Abstimmung der Generalversammlung über die 
Vergütungen des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung. 

Der Vergütungsausschuss unterbreitet dem Verwaltungsrat insbesondere einen Vorschlag betreffend die 
Gesamtbeträge der Vergütungen der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung, welche 
der Genehmigung der Generalversammlung bedürfen. Des Weiteren erarbeitet der 
Vergütungsausschuss Vorschläge zuhanden des Verwaltungsrats für die Festlegung resp. Bemessung 
der fixen Vergütung im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Grundlagen und die Festlegung der 
der Generalversammlung zu beantragenden Maximalbeträge der fixen Vergütung für die Mitglieder des 
Verwaltungsrats sowie der Geschäftsleitung. 

Der Vergütungsausschuss überprüft die Einhaltung der Grundsätze im Zusammenhang mit Vergütungen 
nach gesetzlichen, statutarischen sowie reglementarischen Grundsätzen. 

Zudem kann der Verwaltungsrat dem Vergütungsausschuss weitere Aufgaben zuweisen und weitere 
Einzelheiten der Aufgaben des Vergütungsausschusses im Organisationsreglement festhalten. 

D.   Gemeinsame Bestimmungen für Verwaltungsrat und Geschäftsleitung 

Artikel 21   — Dauer der der Vergütung zugrunde liegenden Verträge 
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Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit den Verwaltungsratsmitgliedern 
über die Vergütung Verträge befristeter oder unbefristeter Natur schliessen. Deren Dauer und 
Beendigung richten sich nach der Amtsdauer und dem Gesetz. 

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit den Mitgliedern der 
Geschäftsleitung Arbeitsverträge befristeter oder unbefristeter Natur schliessen. Die maximale Dauer der 
befristeten Verträge beträgt ein Jahr. Eine Erneuerung ist zulässig. Die Kündigungsfrist bei unbefristeten 
Arbeitsverträgen beträgt maximal ein Jahr. 

Die Verträge können nachvertragliche Konkurrenzverbote vorsehen. Deren Dauer darf ein Jahr nicht 
überschreiten. Die Entschädigung für ein solches Konkurrenzverbot darf nicht mehr als den Durchschnitt 
der Vergütungen der letzten drei Geschäftsjahre übersteigen. 

Artikel 21a   — Anzahl zulässiger Tätigkeiten 

Kein Mitglied des Verwaltungsrates kann mehr als 30 zusätzliche Mandate wahrnehmen, wovon nicht 
mehr als 5 in börsenkotierten Unternehmen. 

Kein Mitglied der Geschäftsleitung kann mehr als 30 zusätzliche Mandate wahrnehmen, wovon nicht 
mehr als 5 in börsenkotierten Unternehmen. 

Nicht unter diese Beschränkung fallen: 

1. Mandate in Unternehmen, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft 
kontrollieren; 

2. Mandate, die ein Mitglied des Verwaltungsrates oder der Geschäftsleitung auf Anordnung der 
Gesellschaft oder von ihr kontrollierten Gesellschaften wahrnimmt; 

3. Mandate in Vereinen, gemeinnützigen Stiftungen, Familienstiftungen sowie 
Personalfürsorgestiftungen. 

Als Mandate gelten Tätigkeiten als Mitglied des Verwaltungsrates, der Geschäftsleitung, des Beirates, 
oder vergleichbare Funktionen in anderen Unternehmungen mit wirtschaftlichem Zweck. Mehrere 
Mandate bei verschiedenen Gesellschaften, die der gleichen Gruppe angehören, zählen dabei als ein 
Mandat. 

Artikel 21b   — Grundsätze der Vergütung für Verwaltungsrat und Geschäftsleitung 

Als Vergütungen im Sinne dieser Statuten gelten sämtliche nicht aktivierbaren direkten oder indirekten 
Leistungen der Gesellschaft an die Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten unter Vorbehalt der Genehmigung der 
Generalversammlung eine fixe Grundvergütung in bar, abgestuft nach den Funktionen. Für die 
Mitgliedschaft im Vergütungsausschuss oder sonstigen Ausschüssen oder die Übernahme von 
besonderen Aufgaben oder Aufträgen können Zuschläge ausgerichtet werden. Gegen Vorlage der 
entsprechenden Belege haben sie zudem Anspruch auf Ersatz der Auslagen, wobei Auslagenersatz 
nicht als Vergütung im vorstehenden Sinne gilt und von der Generalversammlung nicht zu genehmigen 
ist. 

Die Mitglieder Geschäftsleitung erhalten unter Vorbehalt der Genehmigung der Generalversammlung 
eine fixe Grundvergütung in bar. Für die Übernahme von besonderen Aufgaben oder Aufträgen können 
Zuschläge ausgerichtet werden. Gegen Vorlage der entsprechenden Belege haben sie zudem Anspruch 
auf Ersatz der Auslagen, wobei 

Auslagenersatz nicht als Vergütung im vorstehenden Sinne gilt und von der Generalversammlung nicht 
zu genehmigen ist. 

Vergütungen für Beratungsdienstleistungen, die Mitglieder des Verwaltungsrates oder der 
Geschäftsleitung persönlich oder durch ihnen nahestehende Unternehmen zugunsten der Gesellschaft 
oder anderer Konzerngesellschaften erbracht haben, unterliegen grundsätzlich den Bestimmungen über 
Vergütungen an die Mitglieder des Verwaltungsrates oder der Geschäftsleitung und sind durch die 
Generalversammlung zu genehmigen. Eine Ausnahme gilt nur für Vergütungen zugunsten von 
Unternehmen, in welchen die betreffenden Mitglieder des Verwaltungsrates oder der Geschäftsleitung 
keine beherrschende Stellung haben und sofern diese Vergütungen gleichzeitig zu marktüblichen 
Ansätzen in Geld entrichtet werden. Diese Vergütungen sind im Vergütungsbericht jedoch gesondert 
offenzulegen. 

Die Gesellschaft kann im gesetzlich zulässigen Rahmen Verwaltungsratsmitglieder und Mitglieder der 
Geschäftsleitung für entstandene Nachteile im Zusammenhang mit Verfahren, Prozessen oder 
Vergleichen, die mit ihrer Tätigkeit für die Gesellschaft Zusammenhängen, entschädigen sowie 
entsprechende Beträge bevorschussen und Versicherungen abschliessen. Sie darf den Mitgliedern des 
Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung jedoch keine sonstigen Darlehen, Kredite oder Sicherheiten 
gewähren. 

Artikel 21c   — Abstimmung über Vergütungen 

Die effektiv ausgerichteten Beträge der Vergütung werden jeweils im Vergütungsbericht ausgewiesen. 
Der Vergütungsbericht wird der Generalversammlung zu einer Konsultativabstimmung unterbreitet. 

Der Verwaltungsrat legt der Generalversammlung jährlich und gesondert die Vergütungen an die 
Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung gemäss Artikel 21b vorstehend wie folgt zur 
Genehmigung vor: 

1. Je einen maximalen Gesamtbetrag für die Vergütung an die Mitglieder des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung für das kommende Geschäftsjahr, mit Ausnahme von genehmigungspflichtigen 
Vergütungen für Beratungsleistungen gemäss Artikel 21b Absatz 4 vorstehend; 
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2. Die genehmigungspflichtigen Vergütungen für Beratungsleistungen gemäss Artikel 21b Absatz 4 
vorstehend für das vergangene Geschäftsjahr. 

Für den Fall, dass die Generalversammlung die Vergütungen an die Mitglieder des Verwaltungsrates 
und / oder der Geschäftsleitung nicht genehmigt, kann der Verwaltungsrat an der gleichen 
Generalversammlung neue Anträge stellen. Stellt er keine neuen Anträge oder werden diese abgelehnt, 
so kann der Verwaltungsrat eine ausserordentliche Generalversammlung einberufen und ihr neue 
Anträge stellen. Zudem kann der Verwaltungsrat der Generalversammlung in diesem Fall den Antrag 
unterbreiten, einen Betrag für ausserordentliche Vergütungen für die Zeit bis zur ausserordentlichen 
Generalversammlung zu genehmigen. 

Stellt sich im Lauf des Geschäftsjahres, für welches die Vergütungen von der Generalversammlung 
genehmigt worden sind, heraus, dass die genehmigten Gesamtbeträge voraussichtlich nicht ausreichen 
werden, um vertraglich vereinbarte 

Vergütungen zu bezahlen, kann der Verwaltungsrat eine ausserordentliche Generalversammlung 
einberufen und ihr neue Anträge stellen oder die entsprechenden Fehlbeträge dennoch entrichten, unter 
Vorbehalt jedoch der Genehmigung durch die nächste ordentliche oder ausserordentliche 
Generalversammlung. 

Artikel 21d   — Zusatzbetrag für neue Mitglieder der Geschäftsleitung 

Für Vergütungen von Mitgliedern der Geschäftsleitung, die nach der Abstimmung der 
Generalversammlung über die Vergütungen ernannt werden, oder für bestehende Mitglieder der 
Geschäftsleitung, deren Stellenprozente erhöht werden, steht jeweils ein Zusatzbetrag zur Verfügung. 

Der Zusatzbetrag darf für das jeweils neue Mitglied der Geschäftsleitung maximal 1 50 % des Betrages 
entsprechen, welcher auf das frühere Mitglied der Geschäftsleitung mit der gleichen Funktion entfiel und 
von der Generalversammlung für das entsprechende Geschäftsjahr im Rahmen des maximalen 
Gesamtbetrags der Vergütungen der Geschäftsleitung genehmigt wurde. 

Für den Fall, dass das neue Mitglied der Geschäftsleitung kein früheres Mitglied der Geschäftsleitung 
ersetzt, entspricht der Zusatzbetrag für das neue Mitglied der Geschäftsleitung der durchschnittlichen 
Vergütung eines Mitglieds der Geschäftsleitung. Die durchschnittliche Vergütung eines Mitglieds der 
Geschäftsleitung entspricht dem von der Generalversammlung genehmigten maximalen Gesamtbetrag 
für die Mitglieder der Geschäftsleitung dividiert durch die Anzahl Mitglieder der Geschäftsleitung am Tag 
der Genehmigung durch die Generalversammlung. 

Für den Fall, dass die Stellenprozente eines bestehenden Mitglieds der Geschäftsleitung erhöht werden, 
entspricht der Zusatzbetrag für das betreffende Mitglied der Geschäftsleitung maximal 1 50 % der 
durchschnittlichen Vergütung eines Mitglieds der Geschäftsleitung. Die durchschnittliche Vergütung 
eines Mitglieds der Geschäftsleitung entspricht dem von der Generalversammlung genehmigten 
maximalen Gesamtbetrag für die Mitglieder der Geschäftsleitung dividiert durch die Anzahl Mitglieder der 
Geschäftsleitung am Tag der Genehmigung durch die Generalversammlung. 

Diese zusätzliche Gesamtvergütung versteht sich inklusive allfälliger Abgeltungen von durch den 
Stellenwechsel erlittenen Nachteilen und darf nur verwendet werden, wenn der von der 
Generalversammlung genehmigte Gesamtbetrag der Vergütungen für die Mitglieder der 
Geschäftsleitung bis zum Ende des entsprechenden Geschäftsjahres für die Vergütung der neuen 
Mitglieder der Geschäftsleitung nicht ausreicht. 

Über einen verwendeten Zusatzbetrag stimmt die Generalversammlung nicht nachträglich ab. 

Artikel 21e   — Tätigkeiten im Konzern 

Vergütungen an Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung für Tätigkeiten in 
Unternehmen, die durch die Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert werden, sind zulässig. Diese 
Vergütungen sind im Betrag der Gesamtentschädigungen an den Verwaltungsrat bzw. die 
Geschäftsleitung enthalten, welche durch die Generalversammlung zu genehmigen sind. 

Artikel 21f   — Darlehen, Kredite und Vorsorgeleistungen ausserhalb der beruflichen Vorsorge 

Sollten Darlehen, Kredite oder Vorsorgeleistungen ausserhalb der beruflichen Vorsorge an Mitglieder 
des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung ausbezahlt werden können, bedarf dies zu ihrer 
Zulässigkeit der Aufnahme in die Statuten, unter Angabe der jeweils maximal zulässigen Höchstsumme. 

Artikel 21g   — Beteiligungspläne 

Sollten Beteiligungspapiere, Wandel- und Optionsrechte an Mitglieder des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung zugeteilt werden können, bedarf dies zu ihrer Zulässigkeit der Aufnahme in die 
Statuten. 

E.   Revisionsstelle 

Artikel 22   — Revision 

Die Generalversammlung wählt jährlich eine . Die Revisionsstelle, deren Amtszeit mit  wird für ein bis 
drei Geschäftsjahre gewählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme des Jahresabschlusses des jeweiligen 
Geschäftsjahres durch die Generalversammlung endetder letzten Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist 
möglich. Die Revisionsstelle kann nur aus wichtigen Gründen abberufen werden. Der Revisionsstelle 
obliegen die ihr vom Gesetz zugewiesenen Pflichten und Befugnisse. 

Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1 . die Gesellschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist;  
2. sämtliche Aktionäre zustimmen; und  
3. die Gesellschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. 
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Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Aktionär hat jedoch das Recht, spätestens 10 
Tage vor der Generalversammlung die Durchführung einer eingeschränkten Revision und die Wahl einer 
entsprechenden Revisionsstelle zu verlangen. Die Generalversammlung darf diesfalls die Beschlüsse 
nach Artikel 8 Ziff. 6, 74 und 85 erst fassen, wenn der Revisionsbericht vorliegt. 

Artikel 23   —21   Anforderungen an die Revisionsstelle 

Als Revisionsstelle können eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen oder 
Personengesellschaften gewählt werden. 

Die Revisionsstelle muss ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder eine eingetragene Zweigniederlassung in der 
Schweiz haben. Hat die Gesellschaft mehrere Revisionsstellen, so muss zumindest eine diese 
Voraussetzungen erfüllen. 

Ist die Gesellschaft zur ordentlichen Revision verpflichtet, so muss die Generalversammlung als 
Revisionsstelle einen zugelassenen Revisionsexperten bzw. ein staatlich beaufsichtigtes 
Revisionsunternehmen nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 2005 
wählen. 

Ist die Gesellschaft zur eingeschränkten Revision verpflichtet, so muss die Generalversammlung als 
Revisionsstelle einen zugelassenen Revisor nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes vom 
16. Dezember 2005 wählen. Vorbehalten bleibt der Verzicht auf die Wahl einer Revisionsstelle nach 
Artikel 2220. 

Die Revisionsstelle muss nach Art. 728 bzw. 729 OR unabhängig sein. 

IV.   RECHNUNGSABSCHLUSS UND GEWINNVERTEILUNG 

Artikel 24   —22   Geschäftsjahr und Geschäftsbericht 

Das Geschäftsjahr wird vom Verwaltungsrat festgesetzt. 

Der Verwaltungsrat erstellt für jedes Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den gesetzlichen und 
sonstigen Vorschriften einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (bestehend aus 
Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang), dem Jahres- bzw. Lagebericht, und der Konzernrechnung sowie 
dem Vergütungsbericht zusammensetzt. 

Artikel 25   —23   Reserven und Gewinnverwendung 

Aus dem Jahresgewinn ist zuerst die Zuweisung an die Reserven entsprechend den Vorschriften des 
Gesetzes vorzunehmen. Der Bilanzgewinn steht zur Verfügung der Generalversammlung, die ihn im 
Rahmen der gesetzlichen Auflagen (insbesondere Art. 671 ff. OR) nach freiem Ermessen verwenden 
kann. 

Artikel 26   —24   Auflösung und Liquidation 

Die Auflösung der Gesellschaft kann jederzeit durch einen Beschluss der Generalversammlung, über 
den eine öffentliche Urkunde zu errichten ist, erfolgen. 

Die Befugnisse der Organe der Gesellschaft werden mit dem Eintritt der Liquidation auf die Handlungen 
beschränkt, die für die Durchführung der Liquidation erforderlich sind, ihrer Natur nach jedoch nicht von 
den Liquidatoren vorgenommen werden können. 

Die Liquidation wird durch den Verwaltungsrat besorgt, falls sie nicht durch einen Beschluss der 
Generalversammlung anderen Personen übertragen wird. Die Liquidation erfolgt gemäss Art. 742 ff. OR. 

Das Vermögen der aufgelösten Gesellschaft wird nach Tilgung ihrer Schulden nach Massgabe der 
einbezahlten Beträge unter die Aktionäre verteilt. 

V.   BENACHRICHTIGUNG 

Artikel 27   —25   Mitteilungen und Bekanntmachungen 

Publikationsorgan der Gesellschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Mitteilungen und Bekanntmachungen an die Aktionäre erfolgen durch Veröffentlichung im 
Schweizerischen Handelsamtsblatt oder in einer Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht an die 
im Aktienbuch verzeichneten Adressen. 

 

VI.   INKRAFTTRETEN 

Diese Statuten stehen unter der aufschiebenden Bedingung des Vollzugs der Dekotierung der 
Namenaktien von der BX Swiss AG. Sie treten am Tag nach dem letzten Handelstag in Kraft. Bis dahin 
gelten die bisherigen Statuten unverändert weiter. 

 

 

St. Gallen, den 12. Juni 2024DATUM 

Der Vorsitzende: Der Protokollführer und Stimmenzähler: 
 
 
Michael Bauer 
 

 
 
Drazen Mijatovic 
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